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Geschäftszahl 

2008/05/0179 

Rechtssatz 

Gemäß § 10 Abs. 2 Z. 1 VVG kann gegen eine nach dem VVG erlassene Vollstreckungsverfügung eine 
Berufung auch ergriffen werden, wenn die Vollstreckung unzulässig ist. Wäre daher eine 
Vollstreckungsverfügung unzulässig, darf auch kein Kostenvorauszahlungsauftrag erteilt werden. Eine nach 
Erlassung des Titelbescheides eingetretene wesentliche Änderung des Sachverhaltes kann eine Vollstreckung 
unzulässig machen, wobei Wesentlichkeit in diesem Sinne u.a. dann vorliegt, wenn durch die Änderung des 
Sachverhaltes der titelmäßige Anspruch erloschen ist (Hinweis auf das hg. Erkenntnis vom 12. Oktober 2007, Zl. 
2006/05/0293). 


